Deutscher Bundestag Drucksache 7/1406 

7. Wahlperiode 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Marx, Leicht, Dr. Gölter und Genossen und der Fraktion der 
CDU/CSU 


betr. endgültige Regelung deutsch-französischer Grenzfragen 


Seit April 1949 ist das Gebiet des sogenannten Mundatwaldes 
mit dem Vorwand, daß dort die Wasserquellen der Stadt Wei- 
ßenburg lägen, dem französischen Gebiet einverleibt worden. 
Obwohl in nachfolgenden deutsch-französischen Verträgen eine 
endgültige Grenzregelung auf einen Friedensvertrag verscho- 
ben wurde, haben die Bundesrepublik Deutschland und die 
Französische Republik am 31. Juli 1962 ein Abkommen geschlos- 
sen, das u. a. die endgültige Abtretung des unbewohnten Mun- 
datwaldes an Frankreich vorsieht. Der Deutsche Bundestag hat 
sich zwar mit diesem Problem-, vor allem imi Ausv/ärtigen Aus- 
schuß, öfters befaßt, aber bisher keine Beschlüsse gefaßt. Eine 
Ratifizierung ist also nicht erfolgt. Das französische Parlament 
hat den Vertrag bereits ratifiziert. Die Bundesregierung hat 
wiederholt angedeutet, daß sie versuche, eine neue Regelung 
zu finden. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Sieht die Bundesregierung konkrete Möglichkeiten, um 
einen neuen deutsch-französischen Grenzvertrag zur Rege- 
lung der Mundatwaldfrage auszuhandeln? 

2. Ist die Bundesregierung eventuell bereit, in Verhandlungen 
mit den französischen Behörden eine Rückkaufmöglichkeit 
für den Mundatwald und besondere Garantien für das Quell- 
wasser der Stadt Weißenburg anzubieten? 

3. Welche endgültige Regelungen strebt die Bundesregierung 
hinsichtlich des von französischen Behörden seit 1946 be- 
schlagnahmten sogenannten Sequesterlandes an, das, auf 
französischer Seite gelegen, von deutschen Bauern bewirt- 
schaftet worden war? 

4. Welchen verantwortlichen Rat kann die Bundesregierung 
den Eigentümern geben, falls mit einer Freigabe ihres Grund- 
besitzes in absehbarer Zeit nicht mehr gerechnet werden 
kann? 

Rät sie insbesondere den Eigentümern, Anträge auf Ent- 
schädigung nach dem Reparationsentschädigungsgesetz nur 
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vorsorglich und mit der Maßgabe zu stellen, daß nur für den 
Fall eine Entschädigung beantragt wird, wenn die Verhand- 
lungen über die Rückgabe des sequestrierten Landes endgül- 
tig scheitern sollten? 

5. Sieht die Bundesregierung im Rahmen einer Weiterentwick- 
lung der europäischen Politik auf eine europäische Fördera- 
tion hin die konkrete Möglichkeit, solche anachronistischen 
Grenzstreitigkeiten im Geiste partnerschaftlicher Vereinba- 
rungen zu überwinden? 
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